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Frühe Hilfen

Prävention durch Kooperation
Frühe Hilfen können Familien mit psychosozialen Belastungen und Kindern unter drei Jahren  
 sowie Schwangere frühzeitig unterstützen. Ärzte und Psychotherapeuten sollten diese Familien 
identifizieren und motivieren, die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen. 

F rühe Hilfen sind seit der Ver-
abschiedung des Bundeskin-
derschutzgesetzes, der Errich-

tung des Nationalen Zentrums Frühe 
Hilfen (NZFH) und den Fördermit-
teln der Bundesstiftung Frühe Hilfen 
eine inzwischen gesetzlich veranker-
te, präventiv wirkende Sozialleis-
tung (§ 1 Abs. 4 Gesetz zur Koopera-
tion und Information im Kinder-
schutz [KKG]). Bereits zu einem 
sehr frühen Zeitpunkt steht sie allen 
Familien mit Kindern unter drei Jah-
ren und Schwangeren zur Verfü-
gung. Oberstes Ziel ist die frühzeiti-
ge Identifikation und das Erkennen 
von Familien mit psychosozialen 

Belastungen und deren Vermittlung 
in adäquate Unterstützungsangebote 
der Frühen Hilfen. Frühe Hilfen sind 
immer von einem Präventionsgedan-
ken getragen. Für alle Familien sieht 
der neu gefasste § 26 Abs. 1 Satz 3 
SGB V vor, dass die untersuchenden 
Ärzte aktiv „über die weitergehen-
den gesundheitsbezogenen Angebo-
te und Hilfen (einschließlich regio-
naler Eltern-Kind-Unterstützungsan-
gebote wie „Frühe Hilfen“)“ infor-
mieren (1). Diese gesetzliche Veran-
kerung ermöglicht erst einmal al-
len Familien im Falle auftretender 
psychosozialer Problemlagen einen 
möglichst frühzeitigen Zugang zu 

den Angeboten der Frühen Hilfen. 
Für sie ist aufgrund ihrer eigenen 
vorhandenen Ressourcen ein Hin-
weis zu Frühen Hilfen im Rahmen 
der U-Untersuchungen beim Kinder-
arzt oft ausreichend. 

Im Gegensatz dazu nehmen län-
gerfristig oder stärker belastete Fami-
lien aufgrund ihrer Lebensumstände 
in der Arztpraxis viel Zeit in An-
spruch: Sie sind oft weniger infor-
miert und ambivalent, um Frühe Hil-
fen anzunehmen. Es gilt, belastete 
Familien zu identifizieren und zu ei-
ner gezielten, eng begleiteten Über-
leitung in die Frühen Hilfen zu moti-
vieren, um damit den Weg zu Ange-
boten, die die Familien sonst nicht 
wahrnehmen würden, zu öffnen. § 26 
SGB V sieht solch ein Vorgehen 
nicht vor. Kinder dieser Familien 
weisen ein potenziell höheres Risiko 
für seelische oder körperliche Ent-
wicklungsbenachteiligung bis hin zu 
manifesten Erkrankungen auf (2).

Parallel zu den gestiegenen Fall-
zahlen in der Kinder- und Jugend-
hilfe (von 2008 bis 2017 um 
23,6 Prozent [3]) ist im Gesund-
heitswesen ebenfalls ein besorgnis-
erregender Anstieg der chronischen 
und psychischen Erkrankungen 
schon im Kindes- und Jugendalter 
zu verzeichnen (4). 

Stärkung elterlicher Kompetenz 
und Erziehungsverantwortung
Die Bundesregierung vergibt jähr-
lich 51 Millionen Euro über die 
Bundesstiftung Frühe Hilfen, um 
die Einrichtung von Netzwerken 
und Angeboten der Frühen Hilfen in 
den Bundesländern und Kommunen 
zu unterstützen. Durch die Frühen 
Hilfen sollen Eltern in ihrer elterli-
chen Kompetenz und Erziehungs-
verantwortung unterstützt werden. 
Sie sollen so im Sinne der Präventi-
on Entwicklungsbenachteiligungen 

Eine Familien -
hebamme unter-
stützt im Rahmen 
der Frühen Hilfen 
eine junge Mutter 

mit ihrem Säugling.
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ihrer Kinder vermeiden oder ver-
mindern. Dieses Ziel erreichen die 
Frühen Hilfen durch eine interdis-
ziplinäre und sektorenübergreifende 
Kooperation mit dem Gesundheits-
wesen und den weiteren Sozialleis-
tungssystemen. Das Gesundheits-
system bietet insbesondere einen 
universellen Zugang und genießt 
bei den Eltern ein hohes Vertrauen. 
Das wird unter anderem dadurch 
deutlich, dass 90 Prozent der Eltern 
Vorsorgeleistungen in der Schwan-
gerschaft und in den U-Untersu-
chungen in Anspruch nehmen (5). 

Ohne externe Unterstützung droht 
Anstieg von Morbiditäten
In einer Studie des NZFH (6) gaben 
71 Prozent von 815 befragten Kin-
derärzten an, dass die Anzahl von 
Familien mit psychosozialen Belas-
tungen in ihren Praxen zunimmt. Da-
bei geben 77 Prozent der Befragten 
an, dass Frühe Hilfen für viele Fami-
lien eine wirksame Unterstützung 
darstellen. Eine vergütete, sozialge-
setzbuchübergreifende Überleitung 
vom Gesundheitswesen in die Kin-
der- und Jugendhilfe gibt es aber mit 
Ausnahme der Teilnahme einiger 
Krankenkassen an der Vereinbarung 
„Vernetzung Frühe Hilfen“ in Ba-
den-Württemberg bislang nicht.

Ohne externe Unterstützung kann 
das Aufwachsen in psychosozial be-
lasteten Familienverhältnissen das 
Entstehen neuer Morbiditäten, wie 
die Aufmerksamkeitsdefizit-Hyper-
aktivitätsstörungen (ADHS), Adipo-
sitas, Verhaltens- und emotionale 
Störungen sowie Asthma bronchiale 
und Allergien bei Kindern begünsti-
gen (7). Der rapide Anstieg dieser 
Erkrankungen im Kindesalter und 
die tendenzielle Verschiebung von 
den akuten zu den chronischen Er-
krankungen und von den somati-
schen zu den psychischen Störungen 
wird dabei als „neue Morbiditäten“ 
bezeichnet (Kasten).

Im Bereich der Prävention von 
psychosozial belasteten Schwange-
ren sowie Familien mit Kleinkindern 
stellt das medizinische System nur 
unzureichende oder gar keine Mittel 
zur Verfügung. Persönliche, indivi-
duelle ärztliche/psychotherapeuti-
sche Beratung auf Grundlage einer 
vertrauensvollen Arzt/Psychothera-

peut-Eltern-Beziehung hat nach-
weislich den größten Effekt. So kön-
nen Familien in belasteten Lebensla-
gen erreicht und für weitergehende 
Unterstützung durch die Frühen Hil-
fen motiviert werden. Für die Wei-
tervermittlung ist die Kenntnis von 
Unterstützungsangeboten in der Le-
benswelt der Familien wichtig. Die 
Folge bei fehlendem Wissen über 
adäquate Hilfsangebote außerhalb 
des Gesundheitswesens beziehungs-
weise wenig motivierten Familien ist 
die oft nicht passgenaue Verordnung 
von „Ausweich-Angeboten“ (Phy-
siotherapie, Ergotherapie und Logo-
pädie), welche in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen hat (15).

Für eine umfangreiche, patienten-
orientierte Anamnese in einem ver-
trauensvollen Rahmen ist im Einzel-
fall viel Zeit erforderlich: Gerade 
Familien mit wenig Problembe-
wusstsein bedürfen häufig einer 
zeitintensiven, teilweise auch über 
mehrere Termine andauernden moti-
vierenden Beratung. Nur so kann die 
Bereitschaft geweckt werden nicht-
medizinische Unterstützung von 
Dritten, zum Beispiel dem Jugend-
amt, anzunehmen. Die niedergelas-
senen Ärzte und Psychotherapeuten 
sind bei den Familien anerkannt und 
wirken nicht stigmatisierend; so er-
fahren die Familien die Behandlung 
durch Ärzte als Unterstützung und 
fühlen sich verstanden (16). 

Das Nationale Zentrum Frühe 
Hilfen bilanziert 2014 in seinem 
Zwischenbericht an die Bundesre-
gierung über die Bundesinitiative 
Frühe Hilfen (seit 2018 Bundesstif-
tung Frühe Hilfen): „Hinsichtlich 
der Einbeziehung dieser Akteure 
aus dem Gesundheitswesen, (…) 
besteht großer Entwicklungsbedarf 
(…)“ (17). Schwierigkeiten treten 
in der Vernetzung hauptsächlich 
durch unterschiedliche Verortung in 
den Leistungsgesetzen sowie auf-
grund fehlender gesetzlicher Rege-
lungen, die für Gesundheitswesen 
und Kinder- und Jugendhilfe glei-
chermaßen gelten, auf (18).

Vor diesem Hintergrund hat die 
Kassenärztliche Vereinigung Ba-
den-Württemberg (KVBW) im Jahr 
2010 die Thematik mit Unterstüt-
zung der Bundesinitiative Frühe 
Hilfen und des NZFH aufgegriffen. 

Die Projektidee bestand darin, die 
öffentliche Kinder- und Jugendhilfe 
auf Augenhöhe niedergelassener 
Strukturen einzubinden. Als Vernet-
zungsplattform sollten vertragsärzt-
liche Qualitäts-Zirkel dienen. 

In der KVBW wurden mithilfe 
einer dort eingerichteten Koordi -
nationsstelle sukzessive lokale In-
terprofessionelle Qualitäts-Zirkel 
(IQZ) Frühe Hilfen gebildet. Teil-
nehmende sind hauptsächlich Kin-
der- und Jugendärzte, Frauenärzte, 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten, Mitarbeitende der Kin-
der- und Jugendhilfe, teilweise er-
gänzt um weitere Berufsgruppen. 
Die aktuell 43 IQZ werden jeweils 
aus einem eigens dafür geschulten 
Moderatoren-Tandem aus je einem 
Vertragsarzt beziehungsweise -psy-
chotherapeut und einem Mitarbei-
tenden der Kinder- und Jugendhilfe 
geleitet. Die Fluktuation geschulter 
Tandems wird durch regelmäßige 
Nachschulungen kompensiert (19).

Interprofessionelle Qualitäts- 
Zirkel in Baden-Württemberg
Die Zusammenarbeit im IQZ för-
dert den Informationsaustausch, 
Verständnis für die Arbeitssituation 
und die Möglichkeiten, der jeweils 
anderen Berufsgruppe belastete Fa-
milien passgenau zu unterstützen. 
Sie fördert die Begegnung auf Au-
genhöhe, das gegenseitige Vertrau-
en und eröffnet kurze Wege des ge-
genseitigen Kontakts. Diese sys-
temübergreifende Zusammenarbeit 
kommt den Familien zugute, die 
schnellere und passendere Unter-
stützung erhalten. Konkret werden 
vorrangig strukturierte Fallbespre-
chungen durchgeführt mit dem Ziel 
einer interprofessionellen kollegia-
len Hilfestellung für das weitere 
Vorgehen mit der Familie. 

Im Jahr 2019 nahmen landesweit 
696 Personen an den Sitzungen der 
IQZ teil, davon mehr als die Hälfte 
aus dem Gesundheitswesen. Hier 
wiederum bildeten die Kinder- und 
Jugendärzte mit 203 Teilnehmenden 
die größte Gruppe, gefolgt von 
55 Gynäkologen und 48 Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten. 

Das NZFH hat das Programm in-
zwischen auf folgende Bundeslän-
der ausgeweitet: Berlin, Hamburg, 
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Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz. In diesen 
Bundesländern gibt es Tutoren-Tan-
dems, die eigene IQZ moderieren 
und bei der Verbreitung des Vernet-
zungsansatzes im jeweiligen Land 
mitarbeiten. Die Umsetzungsstrate-
gien orientieren sich an den Gege-
benheiten in den jeweiligen Bundes-
ländern. Es besteht die Möglichkeit, 
dass sich weitere Bundesländer 
durch eine Absprache zwischen 
Landeskoordinierungsstelle Frühe 
Hilfen und Kassenärztlicher Vereini-
gung an dem Projekt beteiligen. 

Damit belastete Familien besser 
erkannt und gezielt in die Angebote 
der Frühen Hilfen vermittelt werden 
können, sensibilisiert die KVBW 
durch Schulungen Ärzte und Psy-
chotherapeuten in ihrer Wahrneh-
mung und Identifikation von belas-
teten Familien mit einer systemati-
schen Methode zur Fallfindung. Da-
rüber hinaus werden Medizinische 
Fachangestellte qualifiziert, um mo-
tivierende Elterngespräche durchzu-
führen. Von Beginn an erfolgte eine 
wissenschaftliche Begleitung sowie 
eine fachliche Unterstützung durch 
einen Beirat, unter anderem mit Ver-
tretern der beteiligten Berufsverbän-
de, der Kammern, der Kommunalen 
Spitzenverbände, des Sozialministe-
riums Baden-Württemberg sowie 
des NZFH.

Gesundes Aufwachsen und besse-
re Bedingungen hierfür können nur 

durch eine gemeinsame Strategie 
der unterschiedlichen Sozialsysteme 
und Leistungsträger erreicht werden. 
Die KVBW hat daher eine dreiseiti-
ge Rahmenvereinbarung („Verein-
barung Vernetzung Frühe Hilfen“) 
im Format eines Selektivvertrages 
(Vertragspartner: Krankenkassen, 
kommunale Spitzenverbände in Ba-
den-Württemberg und KVBW) ent-
wickelt und umgesetzt (Rechts-
grundlage: § 3 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz [KKG] in Verbindung 
mit § 140 a SGB V). Auf diese Wei-
se wird eine Vergütungsmöglichkeit 
für die ärztlichen Leistungen ge-
schaffen. Derzeit nehmen 29 Be-
triebskrankenkassen, die Sozialver-
sicherung für Landwirtschaft, Fors-
ten und Gartenbau sowie die Knapp-
schaft teil. Ziel ist, weitere Kranken-
kassen zu einer Teilnahme an der 
Vereinbarung zu gewinnen.

Am Beispiel Baden-Württem-
berg zeigt sich, dass das Versor-
gungsfeld überschaubar ist: Gemäß 
der Prävalenzschätzung des NZFH 
kommen nahezu 13 Prozent der Ge-
burtenjahrgänge in Deutschland aus 
belasteten Familien (20). Für Ba-
den-Württemberg sind dies maxi-
mal 42 600 Kinder von 0 bis 3 Jah-
ren (13 Prozent von 327 277 Kin-
dern dieser Altersgruppe aus den 
Geburtsjahren 2016 bis 2018 [21]), 
die aus Familien mit psychosozia-
len Belastungen kommen. Zusätz-
lich sind schätzungsweise rund 

10 000 Schwangere mit psychoso-
zialen Belastungen einzubeziehen. 

Die Erfahrungen über die Ab-
rechnungen bei den beteiligten 
Krankenkassen seit dem Jahr 2014 
lassen aber auf eine wesentlich ge-
ringere Quote hinsichtlich der Iden-
tifikation und dem Erkennen von 
belasteten Familien/Schwangeren 
und deren Motivierung zur Hilfe -
annahme schließen. 

 Vorteile der Vernetzung  
für  alle Beteiligten
Die gesamtgesellschaftliche Aufga-
be der besseren Vernetzung von Ge-
sundheitswesen und Kinder- und 
Jugendhilfe benötigt aufseiten der 
Niedergelassenen einen finanziel-
len Ertrag. Die Krankenkassen sind 
an dieser Stelle als Kostenträger ge-
fragt. Durch die Einführung der 
Vergütung dieser Überleitungsleis-
tung profitieren alle Seiten, Kran-
kenkassen, Vertragsärzte/-psycho-
therapeuten und Versicherte. 

Die KVBW hat mit den verschie-
denen Partnern aus dem Gesund-
heitswesen und der Kinder- und Ju-
gendhilfe mit dem Frühe-Hilfen-
Projekt nachhaltige Strukturen ent-
wickelt, die einen wesentlichen 
Beitrag zur Weiterentwicklung der 
Vernetzung von Gesundheitswesen 
und den Frühen Hilfen leistet. Es 
zeigt sich jedoch, dass die nachhal-
tige Implementierung solcher Ver-
netzungs- und Überleitungsleistun-
gen weitere finanzielle und perso-
nelle Ressourcen benötigt. Eine 
Verbesserung der Versorgung belas-
teter Familien setzt eine Ergänzung 
des Leistungskatalogs des SGB V – 
und damit eine Finanzierung über 
alle Kassenarten hinweg – voraus. 
Um diese sozialgesetzbuchüber-
greifende Überleitung mit wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zu un-
termauern, wird die Evaluation des 
Projekts mit Fördermitteln des In-
novationsfonds ab dem Jahr 2020 
gefördert (22).

Yanina Euper, Sigrun Häußermann, 
 Roland Müller, Kassenärztliche Vereinigung 

Baden-Württemberg
Brigitte Münzel, Prof. Dr. med. Marcus 

Siebolds, Sysco Systems

Literatur im Internet: 
www.aerzteblatt.de/lit2520 
oder über QR-Code.  

Die Prävalenz für chronische Erkrankungen und 
psychische Störungen (neue Morbiditäten) geht 
häufig mit Risiken wie geringem Bildungsniveau, 
Erwerbslosigkeit, Migrationshintergrund, Armut 
sowie familienstrukturellen Indikatoren wie Allein-
erziehende oder Großfamilien einher. Die Ber-
telsmann Stiftung zeigt in ihrer Untersuchung, 
dass sich 21 Prozent, also über ein Fünftel, aller 
Kinder in Deutschland innerhalb von fünf Jahren 
dauerhaft oder wiederkehrend in Armut befinden, 
weitere knapp 10 Prozent temporär (8). 

Zudem zeigen weitere Statistiken (KiGGS-, 
BELLA-Studie), dass ein niedriger sozioökonomi-
scher Status (SES) mit einer Häufung psy-
chischer Problemlagen sowie einem belasteten 

Familienklima, Erziehungsverhalten und Interakti-
onsweisen einhergeht. Fast jedes vierte Mäd-
chen und fast jeder dritte Junge mit niedrigem 
SES weist psychische Auffälligkeiten auf (9). Da-
rüber hinaus entwickeln Kinder aus Haushalten 
mit niedrigem SES tendenziell häufiger gefähr-
dendes Gesundheitsverhalten bezüglich Tabak, 
Alkohol, Ernährung und Bewegung im Vergleich 
zu Kindern aus Familien mit einem mittleren oder 
hohen SES (10). Zudem zeigen sich soziale Un-
terschiede auch in der Inanspruchnahme von 
U-Untersuchungen. Familien mit niedrigem SES 
nehmen die U-Untersuchungen nach wie vor 
deutlich weniger in Anspruch im Vergleich zu 
 Familien mit mittlerem bis hohem SES (11, 12). 

Neue Morbiditäten und sozioökonomischer Status
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Zusatzmaterial Heft 25/2020, zu:

Frühe Hilfen

Prävention durch Kooperation
Frühe Hilfen können Familien mit psychosozialen Belastungen und Kindern unter drei Jahren sowie 
Schwangere frühzeitig unterstützen. Ärzte und Psychotherapeuten sollten diese Familien identifi-
zieren und motivieren, die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen.  
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